
Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Supreme Court of the United 
Kingdom — Auslegung der Art. 49 und 63 AEUV — Nationale 
Steuern, die im Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht stehen — 
Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge — Koexistenz 
zweier alternativer Vorgehensweisen nach nationalem Recht, 
die es den Steuerpflichtigen ermöglichen, die Rückerstattung 
der ihnen geschuldeten Beträge zu verlangen, und für die un­
terschiedlich lange Verjährungsfristen gelten — Nationale 
Rechtsvorschriften, mit denen die längere Frist ohne Vorankün­
digung und rückwirkend verkürzt wird — Vereinbarkeit mit den 
Grundsätzen der Effektivität, der Rechtssicherheit und des Ver­
trauensschutzes 

Tenor 

1. In einer Situation, in der die Steuerpflichtigen nach dem nationa­
len Recht zwischen zwei möglichen Rechtsbehelfen wegen einer 
unter Verstoß gegen das Unionsrecht erhobenen Steuer wählen 
können, von denen einer der beiden einer längeren Verjährungsfrist 
unterliegt, stehen die Grundsätze der Effektivität, der Rechtssicher­
heit und des Vertrauensschutzes einer nationalen Rechtsvorschrift 
entgegen, die diese Verjährungsfrist ohne Vorankündigung und 
rückwirkend verkürzt. 

2. Für die Antwort auf Frage 1 ist es ohne Bedeutung, wenn zum 
Zeitpunkt der Klageerhebung durch den Steuerpflichtigen die Mög­
lichkeit, den Rechtsbehelf mit der längeren Verjährungsfrist ein­
zulegen, erst kurz zuvor von einem Untergericht anerkannt worden 
war und erst später endgültig von der höchsten gerichtlichen In­
stanz bestätigt wurde. 

( 1 ) ABl. C 311 vom 13.10.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 12. 
Dezember 2013 — Europäische Kommission/Italienische 

Republik 

(Rechtssache C-411/12) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Staatliche Beihil­
fen — Vorzugsstromtarif — Beschluss 2011/746/EU — Mit 
dem Binnenmarkt unvereinbare Beihilfen — Rückforderung 

— Keine Umsetzung innerhalb der festgesetzten Frist) 

(2014/C 52/27) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: B. 
Stromsky, D. Grespan und S. Thomas) 

Beklagte: Italienische Republik (Prozessbevollmächtigte: G. Pal­
mieri, im Beistand von S. Fiorentino) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Staatliche Beihilfen — 
Kein Erlass der Maßnahmen, die erforderlich sind, um den Art. 
3, 4 und 5 des Beschlusses 2011/746/EU der Kommission vom 
23. Februar 2011 über die staatlichen Beihilfen Italiens zuguns­
ten von Portovesme Srl, ILA SpA, Eurallumina SpA und Syndial 
SpA (ABl. L 309, S. 1) nachzukommen — Pflicht, die für rechts­
widrig und für mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar er­
klärten Beihilfen unverzüglich zurückzufordern und die Kom­
mission hierüber zu unterrichten 

Tenor 

1. Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus den Art. 3 und 4 des Beschlusses 2011/746/EU der Kom­
mission über die staatlichen Beihilfen C 38/B/04 (ex NN 58/04) 
und C 13/06 (ex N 587/05) Italiens zugunsten von Portovesme 
Srl, ILA SpA, Eurallumina SpA und Syndial SpA verstoßen, dass 
sie nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist alle Maßnahmen 
erlassen hat, die erforderlich sind, um die in Art. 2 dieses Be­
schlusses für rechtswidrig und für mit dem Binnenmarkt unver­
einbar erklärten Beihilfen zugunsten von Portovesme Srl und Eu­
rallumina zurückzufordern. 

2. Der Italienischen Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 355 vom 17.11.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 12. Dezem­
ber 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Ad­
ministrativo e Fiscal do Porto — Portugal) — Portgás — 
Sociedade de Produção e Distribuição de Gás SA/Ministério 
da Agricultura, do Mar, do Ambiente e do Ordenamento 

do Território 

(Rechtssache C-425/12) ( 1 ) 

(Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge im Bereich der 
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im 
Telekommunikationssektor — Richtlinie 93/38/EWG — 
Fehlende Umsetzung in innerstaatliches Recht — Für den 
Staat bestehende Möglichkeit, sich gegenüber einem 
Konzessionär einer öffentlichen Dienstleistung auf diese 
Richtlinie zu berufen, wenn diese nicht in innerstaatliches 

Recht umgesetzt wurde) 

(2014/C 52/28) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Administrativo e Fiscal do Porto 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Portgás — Sociedade de Produção e Distribuição de Gás 
SA 

Beklagter: Ministério da Agricultura, do Mar, do Ambiente e do 
Ordenamento do Território 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal Administrativo e Fiscal 
do Porto (Portugal) — Auslegung von Art. 2 Abs. 1 Buchst. b, 
Art. 4 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 Buchst. c Ziff. i der Richtlinie 
93/38/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung 
der Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati­
onssektor (ABl. L 199, S. 84) in der durch die Richtlinie 
98/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Februar 1998 (ABl. L 101, S. 1) geänderten Fassung — Un­
mittelbare Wirkung — Für den Staat bestehende Möglichkeit, 
sich gegenüber einer Einrichtung, der eine Konzession für die 
Erbringung einer öffentliche Dienstleistung erteilt wurde, auf die 
genannte Richtlinie zu berufen, wenn diese noch nicht in das 
innerstaatliche Recht umgesetzt worden ist
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Tenor 

Die Art. 4 Abs. 1, 14 Abs. 1 Buchst. c Ziff. i und 15 der Richtlinie 
93/38/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung der 
Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- 
und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor in der 
durch die Richtlinie 98/4/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Februar 1998 geänderten Fassung sind dahin aus­
zulegen, dass sie einem privaten Unternehmen nicht aus dem alleinigen 
Grund entgegengehalten werden können, dass es Inhaber einer aus­
schließlichen Konzession für eine Dienstleistung im öffentlichen Inte­
resse ist und damit in den persönlichen Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie fällt, auch wenn die genannte Richtlinie noch nicht in das 
innerstaatliche Recht des betroffenen Mitgliedstaats umgesetzt wurde. 

Ein solches Unternehmen, das kraft staatlichen Rechtsakts unter staat­
licher Aufsicht eine Dienstleistung im öffentlichen Interesse zu erbrin­
gen hat und hierzu mit besonderen Rechten ausgestattet ist, die über 
die für die Beziehungen zwischen Privatpersonen geltenden Vorschriften 
hinausgehen, muss die Bestimmungen der Richtlinie 93/38 in der 
durch die Richtlinie 98/4 geänderten Fassung einhalten. Die Behörden 
eines Mitgliedstaats können einem solchen Unternehmen daher diese 
Bestimmungen entgegenhalten. 

( 1 ) ABl. C 389 vom 15.12.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 19. Dezem­
ber 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof 
’s-Hertogenbosch — Niederlande) — Verfahren eingeleitet 

durch X 

(Rechtssache C-437/12) ( 1 ) 

(Inländische Abgaben — Art. 110 AEUV — Zulassungs­
steuer — Gleichartige inländische Waren — Steuerliche 
Neutralität zwischen eingeführten Gebrauchtfahrzeugen 
und gleichartigen Fahrzeugen, die sich bereits auf dem 

inländischen Markt befinden) 

(2014/C 52/29) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Gerechtshof ’s-Hertogenbosch 

Partei des Ausgangsverfahrens 

X 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Gerechtshof te’s-Hertogenbosch 
(Niederlande) — Auslegung von Art. 110 AEUV — Inländische 
Abgaben — Nationale Rechtsvorschrift, die eine Zulassungs­
steuer bei der erstmaligen Ingebrauchnahme eines Fahrzeugs 
auf dem inländischen Straßennetz vorsieht — Höhe der ab 
2010 vom CO2-Ausstoß abhängigen Steuer — Fahrzeug, das 
2006 im Ausland in Gebrauch genommen und 2010 im Inland 
zugelassen worden ist 

Tenor 

1. Für die Anwendung von Art. 110 AEUV sind gleichartige inlän­
dische Waren, die mit einem Gebrauchtfahrzeug wie dem im Aus­

gangsverfahren in Rede stehenden, das vor dem 1. Februar 2008 
erstmals in Gebrauch genommen und im Jahr 2010 in die Nie­
derlande eingeführt und dort zugelassen worden ist, vergleichbar 
sind, die Fahrzeuge, die sich bereits auf dem niederländischen 
Markt befinden und deren Merkmale denen des in Rede stehenden 
Fahrzeugs möglichst nahekommen. 

2. Art. 110 AEUV ist dahin auszulegen, dass er einer Steuer wie der 
im Jahr 2010 geltenden Belasting personenauto’s en motorrijwie­
len (Steuer auf Personenkraftwagen und Motorräder) entgegen­
steht, wenn und soweit der Betrag dieser Steuer, die auf eingeführte 
Gebrauchtfahrzeuge bei ihrer Zulassung in den Niederlanden er­
hoben wird, den geringsten im Wert gleichartiger in diesem Mit­
gliedstaat bereits zugelassener Gebrauchtfahrzeuge noch enthalte­
nen Restwert dieser Steuer übersteigt. 

( 1 ) ABl. C 399 vom 22.12.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 12. 
Dezember 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des High 
Court of Justice (Chancery Division) — Vereinigtes 
Königreich) — Actavis Group PTC EHF, Actavis UK 

Ltd/Sanofi 

(Rechtssache C-443/12) ( 1 ) 

(Humanarzneimittel — Ergänzendes Schutzzertifikat — 
Verordnung (EG) Nr. 469/2009 — Art. 3 — Bedingungen 
für die Erteilung eines solchen Zertifikats — Zwei 
nacheinander in Verkehr gebrachte Arzneimittel, die aus 
demselben Wirkstoff bestehen oder teilweise denselben 
Wirkstoff enthalten — Zusammensetzung von Wirkstoffen, 
von denen einer bereits in Form eines Monopräparats in 
Verkehr gebracht worden ist — Möglichkeit der Erteilung 
mehrerer Zertifikate auf der Grundlage ein und desselben 
Patents und zweier Genehmigungen für das Inverkehrbringen) 

(2014/C 52/30) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Chancery Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Actavis Group PTC EHF, Actavis UK Ltd 

Beklagte: Sanofi 

Beteiligte: Sanofi Pharma Bristol-Myers Squibb SNC 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (Chancery 
Division) — Auslegung von Art. 3 Buchst. a und c der Ver­
ordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergänzende Schutzzertifi­
kat für Arzneimittel (ABl. L 152, S. 1) — Bedingungen für die 
Erteilung des ergänzenden Schutzzertifikats — Begriff „Erzeug­
nis, das durch ein in Kraft befindliches Grundpatent geschützt 
ist“ — Kriterien — Möglichkeit, bei einem Patent, das mehrere 
Arzneimittel erfasst, das Zertifikat für jedes Arzneimittel einzeln 
zu erteilen
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